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E-Health-Gesetz – neue Anwendungen 
für Ärzte und Versicherte
Bis zum Jahr 2018 sollen alle Arztpraxen,
Krankenhäuser und Apotheken 
sukzessive an die Telematik-Infrastruktur
angeschlossen sein. Ärztinnen und Ärzte
sollten sich rechtzeitig auf die 
Anwendungen der elektronischen 
Gesundheitskarte und der 
Telematikinfrastruktur einstellen. 
In einer Artikelserie werden wir über
die einzelnen Anwendungen der 
Telematikinfrastruktur informieren. 

Mit dem Gesundheitsmodernisie-
rungsgesetz hat der Deutsche
Bundestag im Jahr 2004 die

Grundlagen für die Einführung der elek-
tronischen Gesundheitskarte (eGK) und
der Telematikinfrastruktur (TI) gelegt.
Zwölf Jahre sind seitdem vergangen, in-
zwischen ist die eGK flächendeckend bei
den Versicherten der gesetzlichen Kran-
kenversicherung angekommen; die An-
wendungen der Telematikinfrastruktur
sollen nun nach und nach scharfgeschal-
tet werden. 

So sieht es das „Gesetz für sichere digi-
tale Kommunikation und Anwendungen
im Gesundheitswesen“ (E-Health-Gesetz,
wir berichteten), das kürzlich in Kraft ge-
treten ist, vor. Bundesgesundheitsminister
 Hermann Gröhe spricht von einem „Fahr-
plan für die Einführung  einer digitalen
 Infrastruktur im Gesundheitswesen mit
höchs ten Sicherheitsstandards und die
 Einführung nutzbringender Anwendungen
auf der elektronischen Gesundheitskarte“.
 Seine Überzeugung: „Mit dem E-Health-
 Gesetz treiben wir den Fortschritt im Ge-
sundheitswesen voran. Dabei stehen Patien-
tennutzen und Datenschutz im Mittelpunkt.
Eine  sichere digitale Infrastruktur verbes-
sert die Gesundheitsversorgung und stärkt
die Selbstbestimmung der Patienten – das
bringt echten Nutzen für die Versicherten.“
Er fordert: „Ärzte, Kassen und Industrie
 stehen jetzt gleichermaßen in der Pflicht,
die gesetzlichen Vorgaben im Sinne der
 Patienten zügig umzusetzen.“ 

Dass die Politik es ernst meint, zeigt
sich an den Anreizen, aber insbesondere
an den Sanktionen, die das Gesetz vor-

sieht. So drohen Kassenärztlicher Bundes-
vereinigung (KBV), Kassenzahnärztlicher
Bundesvereinigung (KZBV) und GKV-
Spitzenverband in ihrer Rolle als Gesell-
schafter der Gematik-GmbH ab 2017 be-
ziehungsweise 2018 Haushaltskürzungen,
wenn bestimmte Fristen für die Einfüh-
rung der neuen Anwendungen nicht ein-
gehalten werden: Der Haushalt würde auf
das Niveau von 2014 abzüglich einem Pro-
zent gekürzt. Es ist davon auszugehen,
dass die Termine durch die Androhung
dieser massiven gesetzgeberischen Sank-
tion – Haushaltskürzung in Höhe von
zehn bis 15 Prozent – eingehalten werden.
Offen bleibt, ob der Gesetzgeber hier nicht
in Kauf nimmt, dass unter diesem Druck
die Qualität der Anwendungen in Teilen
auf der Strecke bleibt. 

Ziel des E-Health-Gesetzes ist es, Ärzten,
Krankenhäusern und Apotheken die Mög-
lichkeit zu geben, in sicherer, struk-
turierter und medienbruchfreier Weise
medizinische Informationen ihrer Patien-
ten an weiterbehandelnde Kollegen elek-
tronisch zu übermitteln. 

Das E-Health-Gesetz sieht die Einfüh-
rung der folgenden Anwendungen vor:
� Medikationsplan: Ab Oktober 2016 ha-

ben Patienten, denen mindestens drei
Medikamente gleichzeitig verordnet
werden, den Anspruch auf Erstellung
und Aushändigung eines Medikations-
plans in Papierform durch ihren Haus-
arzt. Apotheken müssen auf Wunsch
des Patienten, Aktualisierungen der
Medikation auf den Plan eintragen;
dies ist für den Austausch im Rahmen

von Rabattverträgen oder auch der Ab-
gabe von OTC-Präparaten relevant. Der
Plan soll durch die strukturierte Infor-
mation des Patienten die Arzneimittel-
therapiesicherheit erhöhen und ist eine
Vorstufe für die elektronische Welt: Ab
2018 soll der Medikationsplan auch auf
die eGK des Patienten abgelegt werden,
um die Medikationsdaten einfacher
zwischen verschiedenen Ärzten und
auch Apotheken auszutauschen.

� Elektronischer Arztbrief: Im Jahr 2017
wird der elektronische Versand von
Arztbriefen mit 55 Cent pro Übermitt-
lung vergütet. Wer die Vergütung in An-
spruch nehmen möchte, muss den elek-
tronischen Arztbrief qualifiziert signiert
übermitteln (QES: Qualifizierte elektro-
nische Signatur) und benötigt dazu den
Heilberufsausweis (HBA). Die Vergü-
tung wird ab 2018 neu verhandelt.

� Elektronische Prüfung des Versiche-
rungsnachweises auf der eGK und
 Aktualisierung der Versichertenstamm-
daten: Ab Juni 2016 sollen in den Test-
regionen Nord (Schleswig-Holstein,
NRW und Rheinland-Pfalz) und Süd
(Bayern und Sachsen) mit jeweils 500
Ärzten das Versichertenstammdaten-
management (VSDM) getestet werden.
Dabei wird mittels einer Online-Ver-
bindung zwischen einer Praxis und der
zuständigen Krankenkassen geprüft,
ob die vom Patienten vorgelegte eGK
gültig ist und aktuell eine Mitglied-
schaft besteht. Sollte eine Adressände-
rung des Patienten bei der Krankenkas-
se vorliegen, wird die aktuelle Adresse

Ärztinnen und Ärzte, die im
Jahr 2017 elektronische Arzt-
briefe übermitteln und an der
Vergütung partizipieren möch-
ten, benötigen hierfür einen
Heilberufsausweis (HBA). 
Das gilt ab 2018 auch für das
Signieren des Notfalldaten-
satzes für die elektronische 
Gesundheitskarte des Versicher-
ten und den Zugriff auf dessen
elektronische Patientenakte.
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auf die eGK geschrieben und kann so 
in das Praxisverwaltungssystem über-
nommen werden. Bis spätestens zum
Juli 2018 müssen alle Vertragsärzte an
die Infrastruktur angeschlossen sein
und das VSDM durchführen. Andern-
falls droht ihnen ein Honorarabzug in
Höhe von einem Prozentpunkt.

� Videosprechstunden: Ab April 2017 
sollen Vertragsärzte ihren Bestands-
patienten sogenannte Videosprechstun-
den anbieten dürfen. Der EBM soll bis
zu diesem Zeitpunkt dahingehend an-
gepasst sein.

� Notfalldaten auf der eGK: Ab Januar
2018 soll allen Versicherten die Mög-
lichkeit eingeräumt werden, notfall-
relevante Informationen (Diagnosen,
Medikation, Allergien, Unverträglich-
keiten etc.) auf ihre eGK eintragen zu
lassen. Vor der Eintragung auf die eGK
des Versicherten muss der Notfall-
datensatz mit dem HBA signiert wer-
den. Es empfiehlt sich, den Umgang
mit dem HBA und der notwendigen
Hard- und Software gemeinsam mit
dem Praxisteam rechtzeitig zu trainieren.

Die im Jahr 2017 erfolgende Vergütung
soll auch diesen Aufwand abbilden.

� Elektronische Patientenakte: Mit dem
Jahr 2019 haben die Versicherten An-
spruch auf eine ePatientenakte, in der
wichtige elektronische Dokumente wie
Arztbriefe, Medikationsplan, Notfall-
datensatz, Impfausweis et cetera auf-
bewahrt werden können. Diese Akte
liegt nicht beim Arzt oder dem Kran-
kenhaus, sondern in der Hand des 
Patienten. Um auf diese Akte zugreifen
zu können, wird der HBA benötigt. 

� Elektronisches Patientenfach: Eben-
falls ab dem 1. Januar 2019 sollen dem
Versicherten die Inhalte seiner Patien-
tenakte in ein sogenanntes Patienten-
fach „gespiegelt“ werden, damit der Pa-
tient auch unabhängig von einem Arzt-
besuch zugreifen kann. Über die Daten
der Akte hinaus, soll der Patient hier
auch die Möglichkeit erhalten, persön-
liche Gesundheitsdaten einzutragen
(Ernährung, Bewegung etc.)

Die Infrastruktur, auf der diese Anwen-
dungen zukünftig laufen sollen, folgt da-
bei einigen Kernprinzipien:

� Die Daten der eGK dürfen nur zum
Zweck der Versorgung genutzt werden.
Durch technische und organisatorische
Vorkehrungen wird verhindert, dass
ein unberechtigter Zugriff (z. B. durch
Arbeitgeber, Versicherungen) auf die
Daten des Patienten stattfindet.

� Der Zugriff auf Daten der eGK darf nur
in Verbindung mit einem elektroni-
schen Heilberufsausweis erfolgen.

� Alle Zugriffe werden protokolliert; un-
berechtigte Zugriffe sind strafbewehrt.

� Die Speicherung von Behandlungsda-
ten in den Systemen der Arztpraxen
bleibt unberührt. Über die TI kann
nicht in die Dokumentationssysteme
von Arztpraxen oder Krankenhäusern
hineingegriffen werden. 

� Alle medizinischen Anwendungen sind
für den Versicherten freiwillig.

Mit diesem Beitrag geben wir den Startschuss
zu einer Artikelserie, in der wir die einzelnen
Anwendungen und auch Instrumente – wie 
den HBA – näher erklären und darstellen. 
Nordrheinische Ärztinnen und Ärzte können 
ihren HBA auf www.meineaekno.de beantragen.
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